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OECD-Wirtschaftsbericht Deutschland, 2002

Zusammenfassung

Im Gefolge des Vereinigungsbooms ist die deutsche Wirtschaft seit einigen Jahren durch eine
schwache Binnennachfrage und ein im Vergleich zu vielen anderen OECD-Ländern geringeres
Wachstum gekennzeichnet. Das niedrige Beschäftigungswachstum und der hohe Anteil der
strukturellen Arbeitslosigkeit unterstreichen die Notwendigkeit einer umfassenden Arbeits-
marktreform. Diese Entwicklungen waren geprägt durch die langwierige Anpassung an den
außergewöhnlichen vereinigungsbedingten Schock wie auch durch die wachsende Anfälligkeit
gegenüber negativen externen Schocks. Die Wirtschaft ist seit 2001 sehr langsam gewachsen,
und die projizierte Erholung hängt stark von der Expansion des Welthandels ab. Im Jahr 2002
wird das Haushaltsdefizit voraussichtlich 3½% des BIP überschreiten. Das hohe strukturelle
Defizit muss über mehrere Jahre mit strukturellen Maßnahmen angegangen werden, doch
muss bereits im Haushalt 2003 ein Anfang gemacht werden. Die Bundesregierung hat sich zu
einer Politik der strengen Haushaltskonsolidierung verpflichtet und schnürt derzeit ein
Konsolidierungspaket. Darüber hinaus wurde zwischen allen staatlichen Ebenen ein nationaler
Stabilitätspakt vereinbart. Die jüngste Rentenreform ist ein Schritt in die richtige Richtung,
doch muss zur Vorausfinanzierung der alterungsbezogenen Ausgaben und zur Erhöhung der
Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitskräfte wohl noch mehr getan werden. Für die Evaluierung
der öffentlichen Ausgabenpläne sollte ein strengeres Konzept angewendet werden, das festlegt,
welche Ausgabenkürzungen notwendig sind, um den Haushalt auf einen nachhaltigen
Konsolidierungspfad zu bringen und Spielraum für Steuersenkungen zu schaffen. Die Stimu-
lierung des potentiellen Wachstums und der Beschäftigung erfordert tiefgreifendere Struktur-
reformen, insbesondere am Arbeitsmarkt. Weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits-
vermittlung – darunter auch einige von der Hartz-Kommission formulierte Vorschläge –
müssen rasch umgesetzt werden. Die positive Reformdynamik sollte zur Ergreifung von
Maßnahmen genutzt werden, bei denen die Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie den
Arbeitseinsatz verbessern. Das setzt u.a. eine Verringerung des Steuer- und Abgabenkeils, die
Förderung einer verstärkten Reagibilität der Löhne auf die Marktbedingungen wie auch eine
Überarbeitung der komplexen Beschäftigungsschutzverfahren voraus. In den vergangenen
Jahren hat sich Deutschland zu einem der Pioniere im Bereich der Produktmarktreform und
Marktöffnung in Europa entwickelt. Gleichwohl sollten weitere Schritte der Marktöffnung in
Erwägung gezogen werden. Die Verbraucher könnten von einer stärkeren Liberalisierung der
Einzelhandelsgesetze und einer Konsolidierung der bisherigen Reformerfolge in Bezug auf
den allgemeinen Wettbewerbsrahmen und die Netzwerkindustrien profitieren. Sofern keine
umfassenderen Fortschritte zur Förderung des Wettbewerbs an den Energiemärkten erzielt
werden, sollte die Bundesregierung die Einrichtung einer unabhängigen sektorspezifischen
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Regulierungsbehörde ins Auge fassen. Der Zugang zum Schienennetz muss auf diskriminie-
rungsfreier Basis gewährleistet sein, und die Monopolrechte der Deutschen Post AG müssen
abgeschafft werden. Erhebliche Fortschritte sind bei der Verringerung von Luftverschmutzung
und Treibhausgasemissionen wie auch bei der Begrenzung des Abfallaufkommens erzielt
worden. Jedoch werden weitere Fortschritte im Umweltbereich fortan wahrscheinlich nicht
ohne einen drastischen Anstieg der wirtschaftlichen Kosten möglich sein, wenn dies nicht
durch eine konsequentere Anwendung ökonomischer Instrumente wettgemacht wird. Fort-
schritte an all diesen Fronten sind von entscheidender Bedeutung, um die Veränderungen zu
erleichtern, die in Deutschland zur Stärkung des Wirtschaftswachstums, zur Förderung des
sozialen Zusammenhalts und zur Wahrung einer attraktiven Umwelt notwendig sind.

Warum wächst die Wirtschaft nicht rascher?

Während das Wirtschaftswachstum Anfang der neunziger Jahre auf Grund des Vereinigungs-
booms in Deutschland stärker war als in den meisten anderen OECD-Ländern, hat es mittler-
weile stark nachgelassen. Zurückzuführen ist dies z.T. auf Ungleichgewichte auf den Arbeits-
märkten und in der Bauwirtschaft, die ihrerseits durch die Vereinigung bedingt waren, wie
auch auf verschiedene negative Schocks externen Ursprungs. Jedoch deuten der schwierige
Anpassungsprozess und die anhaltend schwache Verfassung der Binnennachfrage auch auf die
Notwendigkeit hin, die strukturellen Verkrustungen zu überwinden, die die Widerstands-
fähigkeit der Wirtschaft beeinträchtigen, und insbesondere ihre Kapazität zur Schaffung von
Beschäftigung zu stärken. Unzureichende Anreize zur Aufnahme einer Arbeit und zur
Einstellung von Arbeitskräften im Verein mit einem hohen Steuer- und Abgabenkeil, der die
Arbeitskosten in die Höhe treibt, haben in Kombination mit negativen makroökonomischen
Faktoren zu der schwachen Beschäftigungsschaffung beigetragen, die die Verbraucher-
nachfrage dämpft. Dieses Zusammentreffen von Faktoren hat das Wachstumspotential
Deutschlands und seine Widerstandsfähigkeit gegenüber externen Schocks geschwächt.
Belastet mit dem Erbe hoher Sozialausgaben und einem schrumpfenden Steuerpotential sieht
sich der Staat nun hohen strukturellen Defiziten gegenüber. Damit besteht ein dringender
Bedarf an Strukturmaßnahmen zur mittelfristigen Stärkung des Haushalts. Gleichzeitig sind
angesichts des zu langsamen und zu stark von der Exportnachfrage abhängigen Wachstums
grundlegende Reformen der Arbeitsmärkte und die Fortführung der Reform an den
Produktmärkten zur Belebung des Wachstums und zum Abbau der Arbeitslosigkeit dringend
notwendig. Die deutsche Bundesregierung ist entschlossen, diese Probleme anzupacken; sie ist
dabei, ein Konsolidierungsprogramm zu konzipieren, und sie hat die Schlussfolgerungen einer
Kommission zur Reform des Arbeitsmarkts angenommen, wobei viele der darin enthaltenen
Vorschläge in die richtige Richtung gehen. Jedoch muss noch mehr getan werden.

Die deutsche Wirtschaft ist im Zeitraum 2001-2002 kaum gewachsen, und die Beschäftigung
ist zurückgegangen. Die Binnennachfrage war besonders schwach und wies 2001 zum ersten
Mal seit der Rezession, die 1993 auf die Wiedervereinigung gefolgt war, eine Abnahme auf.
Trotz früherer Steuersenkungen trübte sich das Konsumklima stark ein und der private Ver-
brauch ließ nach, da sich die Arbeitsmarktaussichten verschlechterten und die verfügbaren
Einkommen durch eine Reihe zeitlich befristeter inflationärer Schocks beeinträchtigt wurden.
Gleichzeitig brachen die Anlageinvestitionen in Maschinen und Ausrüstungen ein – worin sich
die Verschlechterung des internationalen Umfelds, die sinkende Kapazitätsauslastung sowie
die stagnierenden Gewinne widerspiegelten –, und der Kapazitätsabbau im Bausektor hielt an.
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Obgleich das Wachstum auf das Gesamtjahr 2002 gesehen wahrscheinlich sogar noch
schwächer sein wird als 2001, vollzieht sich doch eine gewisse Erholung, und das Wachstum
könnte 2003 auf 1½% und 2004 auf 2½% steigen, sofern sich die weltweite Lage verbessert
und die Realeinkommen bei niedriger Teuerungsrate wieder zunehmen. Die Produktionslücke
wird sich während des Projektionszeitraums gleichwohl nicht schließen. Diese Projektionen
sind mit erheblichen Risiken behaftet, vor allem im Hinblick auf die Entwicklung der Welt-
nachfrage und mithin der deutschen Exporte. Das binnenwirtschaftliche Wachstum könnte
langsamer ausfallen, wenn der Defizitabbau hauptsächlich über Einnahmensteigerungen
vollzogen wird. Demgegenüber könnten nachdrückliche Reformaktionen das Vertrauen
festigen und das Wachstum stärken.

Die Geldpolitik wurde im Laufe des Jahres 2001 gelockert, da die Europäische Zentralbank
die Leitzinsen um insgesamt 150 Basispunkte senkte. In der Folge hat sich die Zins-
strukturkurve deutlich abgeflacht, so dass die Marktsätze für alle Laufzeiten im Herbst 2002
ihren niedrigsten Stand seit 1999 erreicht hatten. Andererseits hat der Euro etwas an Wert
gewonnen. In den OECD-Projektionen wurde eine weitere Senkung der kurzfristigen Zinssätze
um 50 Basispunkte unterstellt. Alles in allem dürften von den monetären Bedingungen
weiterhin stützende Impulse auf das BIP-Wachstum ausgehen. Der jüngste drastische
Rückgang der Teuerung in Deutschland auf ein Niveau, das zu den niedrigsten im Euroraum
zählt, bedeutet jedoch, dass die kurzfristigen Realzinssätze die Nachfrageerholung in Deutsch-
land in einem Ausmaß zu dämpfen drohen, das möglicherweise nicht durch die damit
einhergehenden Wettbewerbsvorteile kompensiert wird.

Was sollte zur Konsolidierung des Haushalts unternommen werden?

Die Fiskalpolitik wirkte 2001 dank der schrittweisen Einführung neuer Unternehmens- und
Einkommensteuersenkungen expansiv. Da die Serie der Steuersenkungen im vergangenen
Zweijahreszeitraum nicht über entsprechende Kürzungen der öffentlichen Ausgaben finanziert
worden war, weitete sich das strukturelle Defizit um nahezu 1 Prozentpunkt aus, und das
schwache Wirtschaftswachstum ließ das Defizit des Sektors Staat auf 2,8% des BIP
anwachsen. Infolgedessen schoss das Defizit beträchtlich über das Konsolidierungsziel der
Bundesregierung hinaus. Bei weiterhin schwacher Wirtschaftstätigkeit dürfte das Defizit des
Sektors Staat 2002 3½% übersteigen, was weitgehend durch unvorhergesehene Steuerminder-
einnahmen bedingt ist. Die strukturellen Haushaltssalden werden sich 2003, auch auf Grund
des Personalabbaus im öffentlichen Sektor sowie der Anhebungen indirekter Steuern, ver-
bessern. Die Bundesregierung schnürt derzeit ein Konsolidierungspaket, das von seinem
Volumen her, sofern es voll umgesetzt wird, zu einer weiteren Rückführung des strukturellen
Defizits beitragen dürfte. Auch wenn die Regierung ihre Verpflichtung zur Fortsetzung der
Haushaltskonsolidierung und zur Herstellung eines ausgeglichenen Staatshaushalts noch
einmal bekräftigt hat, wird dieses Ziel auf kurze Sicht wohl kaum erreicht werden. Einmalige
Maßnahmen zur kurzfristigen Beseitigung des Defizits wären auf Grund der damit verbunde-
nen weiteren Schwächung der Binnennachfrage von vornherein zum Scheitern verurteilt. Was
Not tut, sind vielmehr bleibende Konsolidierungsmaßnahmen auf der Ausgabenseite, um die
gegenwärtigen Haushaltsungleichgewichte auf Dauer zu korrigieren und Spielraum für weitere
Steuersenkungen zu schaffen. Mittelfristig sollten strukturelle Überschüsse angestrebt werden,
die zur Vorausfinanzierung der alterungsbedingten Ausgabenerhöhungen notwendig sind.
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Welche wichtigen Fragen stellen sich bei der Reform
des öffentlichen Sektors?

Für eine erfolgreiche Haushaltskonsolidierung sind eine Straffung der Sozialausgaben und eine
bessere Ressourcenallokation innerhalb des öffentlichen Sektors unvermeidlich. Gegenwärtig
machen die Ausgaben für die soziale Sicherung über 50% der Gesamtausgaben des Sektors
Staat aus, während auf die Besoldung der öffentlichen Bediensteten 17% der Ausgaben und
auf die Bruttoinvestitionen sowie die Subventionen 4% bzw. 3% entfallen. Vor diesem Hinter-
grund bedarf es einer rigoroseren Strategie zur Evaluierung der öffentlichen Ausgabenpläne in
Bereichen wie Gesundheitsversorgung, Bildung, aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
und Infrastrukturinvestitionen. Pauschale Kürzungen lassen sich zwar u.U. einfacher umsetzen,
drohen aber das Wachstumspotential der Wirtschaft zu reduzieren. Die Einführung eines
Kostenabrechnungs- und -kontrollsystems für öffentliche Dienstleistungen auf den ver-
schiedenen Verwaltungsebenen sollte verstärkt vorangetrieben werden. Zur Steigerung der
Ausgabeneffizienz sollten ergebnisorientierte Evaluierungsmethoden angewendet werden, was
bedeutet, dass eine Schätzung der gesamten Kosten und Nutzeffekte einer gegebenen
Maßnahme über einen langfristigen Zeithorizont durchgeführt werden muss.

Auch wenn das deutsche System der föderalen Finanzbeziehungen – das weitgehend auf
Kooperation und Steueraufteilung zwischen den Ländern basiert – erfolgreich zur Schaffung
eines einheitlich hohen Lebensstandards beigetragen hat, bietet es doch zugleich Anreize für
Ausgabenüberschreitungen. Außerdem ist der Prozess an sich z.T. verwaltungstechnisch
schwerfällig, und die gemeinsamen Zuständigkeiten sind einer korrekten Projektevaluierung
nicht förderlich. Das Volumen der Kofinanzierungen sollte daher zurückgeschraubt und
stärker an zweckdienliche Kosten-Nutzen-Kriterien geknüpft werden. Es wurden insofern
Fortschritte erzielt, als alle Ebenen der staatlichen Verwaltung in einen nationalen Stabilitäts-
pakt mit vereinbarten Ausgabenbegrenzungen für die Jahre 2003 und 2004 einbezogen
wurden. Was bei dem Pakt allerdings fehlt, ist ein Mechanismus zur Durchsetzung der
Haushaltsdisziplin. Überdies sollten die Haushaltsziele an die Konjunktur angepasst und nach
den Standards der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung aufgestellt werden.

Das gesamtwirtschaftliche Wachstum in den neuen Bundesländern stagniert derzeit auf niedri-
gem Niveau, und die wirtschaftliche Konvergenz mit den alten Bundesländern ist trotz einiger
Hochwachstumsnischen im Industriesektor zum Stillstand gekommen. Vor diesem Hinter-
grund sind bis 2019 Sonderzuweisungen in erheblicher Größenordnung vorgesehen, um die
Infrastrukturinvestitionen in Ostdeutschland zu erleichtern. Es sind Anreizmechanismen not-
wendig, um zu gewährleisten, dass diese Infrastrukturinvestitionen in jene Bereiche gelenkt
werden, die den größten Wachstumsbeitrag leisten. Ein solcher Mechanismus könnte bei-
spielsweise darin bestehen, dass die Bundeszuweisungen von der Vorlage umfassender
Evaluierungen des längerfristigen Nutzens und der gesamten Kosten der entsprechenden
Investitionsvorhaben durch die neuen Bundesländer abhängig gemacht werden.

In jüngerer Zeit ist im öffentlichen Sektor eine Reihe von Änderungen eingeführt worden, um
Qualität und Kosteneffizienz der öffentlichen Dienstleistungen zu verbessern. Die Arbeitszeit-
flexibilität ist in den vergangenen Jahren erhöht worden, und auf einigen Verwaltungsebenen
wurden Elemente einer leistungsorientierten Besoldung eingeführt. Jedoch müssen die Reformen
fortgesetzt werden, um die Arbeitsanreize weiter zu verbessern und den staatlichen Stellen
größeren Spielraum bei ihren Entscheidungen über die angemessene Größe und die Zusammen-
setzung ihres Personalbestands einzuräumen. Insbesondere sollte das öffentliche Besoldungs
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system mehr Flexibilität in der Lohndifferenzierung nach Tätigkeitsbereichen und Regionen
ermöglichen, und die Zahl der Anstellungsverträge auf Lebenszeit sollte begrenzt werden.

Wie sollte die Reform des Gesundheitswesens weitergeführt werden?

Wie in den meisten OECD-Ländern weist der BIP-Anteil der Gesundheitsausgaben auch in
Deutschland einen langfristig steigenden Trend auf. Innerhalb des OECD-Raums zählt
Deutschland zu den Ländern mit relativ hohen Ausgabenquoten. Wenn der Zugang zu Gesund-
heitsleistungen auch ausgezeichnet ist, liegen doch verschiedene Ergebnisindikatoren im
Gesundheitsbereich nahe am OECD-Durchschnitt, was den Schluss nahe legt, dass noch
Spielraum für Effizienzsteigerungen vorhanden ist. Jüngste Schritte zur Verbesserung der
Anreize im Gesundheitswesen umfassen die – derzeit in Vorbereitung befindliche – Ein-
führung diagnosebasierter Fallpauschalen (DRG) in der Krankenhauspflege. Auch wenn diese
Maßnahme durch die Verkürzung der Verweildauer im Krankenhaus ein erhebliches
Einsparpotential bieten könnte, muss doch gewährleistet sein, dass effiziente Systeme für
Kosteninformationen sowie für das Monitoring der Leistungsqualität bereits in Kraft sind,
wenn das System der diagnosebasierten Fallpauschalen zum Einsatz kommt. Der Spielraum
der Krankenversicherungen zum Abschluss von Einzelverträgen mit Erbringern von Gesund-
heitsleistungen ist ausgeweitet worden, und auch den Kunden ist in Bezug auf die Wahl der
Krankenkasse mehr Freiheit eingeräumt worden. Bislang bieten die Krankenkassen aber relativ
homogene Produkte an und konkurrieren hauptsächlich auf der Basis von Risikoselektions-
strategien miteinander. Mit den jüngsten Reformen wurden finanzielle Anreize zur Umsetzung
von Disease-Management-Programmen bei bestimmten chronischen Krankheiten eingeführt.
Auch wenn dies ein positiver Schritt ist, bedarf es doch weiterer Maßnahmen, um die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass sich die Krankenkassen stellvertretend für die Patienten zu
aktiven Einkäufern von Gesundheitsdienstleistungen entwickeln und ihren Mitgliedern
differenzierte Produkte anbieten. Zu diesem Zweck sollten die derzeitigen Regelungen, die
Kollektivverträge zwischen Krankenkassen und Leistungsanbieterverbänden begünstigen,
einer Überprüfung unterzogen werden. Ein umfassenderes System des Risikostruktur-
ausgleichs würde die Gefahr des „Rahmabschöpfens“ seitens der Kassen verringern, und
zugleich den oben dargelegten wünschenswerten Entwicklungstrends Vorschub leisten.

Welche Maßnahmen sind zur Verbesserung der Sekundar- und
der Hochschulbildung notwendig?

Deutschland gibt mehr als die meisten anderen OECD-Länder für die Sekundarschulbildung
aus, und doch werden die Leistungen der Schülerinnen und Schüler in der jüngsten inter-
nationalen PISA-Studie als schlecht beurteilt. Die Studie deutet ferner darauf hin, dass sich
erfolgreiche Bildungssysteme dadurch auszeichnen, dass Standardziele für die Bildungs-
ergebnisse mit dezentralisierter Flexibilität und Verantwortung dafür kombiniert sind, wie
diese Ergebnisse zu erreichen sind. Das deutsche Schulsystem ist durch strenge Regulierung
im Schulbereich, Abschottung zwischen den verschiedenen Bildungspfaden und das Fehlen
einheitlicher Bildungsstandards gekennzeichnet. Daher bedarf es eines tiefgreifenden Wandels
der institutionellen Landschaft des Sekundarschulwesens zu Gunsten eines stärker ergebnis-
orientierten Regulierungsrahmens. Es sollten bundesweite Standards für regelmäßig evaluierte
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Lernergebnisse eingeführt werden, und den Schulen sollte mehr Handlungsspielraum bei der
Festlegung geeigneter Wege zur Erreichung ihrer Ziele eingeräumt werden. Ähnlich kost-
spielig für die öffentlichen Haushalte ist das Hochschulwesen, wobei dieses System zugleich
unter der langen Studiendauer und hohen Abbrecherquoten leidet. Jüngste Initiativen zur Ver-
kürzung der Studiendauer und zur Verbesserung der Anreize für Hochschullehrer, ihren
Unterricht qualitativ hochwertig zu gestalten, müssen verstärkt werden. Es sollten auf breiterer
Basis kürzere Hochschulstudiengänge eingeführt werden. Ferner wäre es überlegenswert, den
Hochschulen die Erhebung von Studiengebühren zu gestatten, wobei die Umverteilungseffekte
im Wege einer angemessenen Anpassung der Studentenförderungssysteme behandelt werden
könnten. Überdies sollte die Reform rasch vorangebracht werden und ein höheres Maß an
Wettbewerb zwischen den Hochschulen begründen. Die Finanzierung der Hochschulen aus
dem Staatshaushalt sollte an deren Leistungen gekoppelt werden.

Besteht weiterer Handlungsbedarf zur Bewältigung wachsender
Rentenansprüche?

Nach einer Serie von Teilreformen des gesetzlichen Rentensystems in den neunziger Jahren
schafften die Reformen von 2001 das Fundament für ein auf mehreren Säulen beruhendes
Rentensystem. Die Reformen zielten auf eine Reduzierung der Ersatzquoten der gesetzlichen
Rentenversicherung sowie auf eine Deckelung der Beitragssätze ab, änderten die Indexierung
der umlagefinanzierten Renten (PAYG – pay-as-you-go) und sahen die schrittweise Ab-
schaffung der Frühverrentungsprogramme sowie die Schaffung von Anreizen für den Einzel-
nen vor, sich für kompensierende Betriebsrenten und private Zusatzrenten zu entscheiden. Mit
diesen Maßnahmen sollte es möglich sein, die insgesamt relativ hohen Renteneinkommen in
den kommenden zehn Jahren aufrechtzuerhalten. Mit steigendem demographischen Druck
besteht jedoch erhebliche Ungewissheit in Bezug auf die Frage, ob die geplante Senkung des
Rentenniveaus ausreichen wird, um ohne zusätzliche Maßnahmen eine ausgeglichene Finanz-
position der staatlichen Rentenversicherung bis 2020 zu gewährleisten. Noch ungewisser
dürfte es sein, ob das System auf der Basis der derzeitigen Parameter in den Jahrzehnten
danach tragfähig bleibt. Da die schrittweise Umsetzung von Rentenreformen sehr lange dauert,
ist es dringlich, diese Probleme jetzt anzupacken. Die Bundesregierung sollte das gesetzliche
Renteneintrittsalter im Licht der steigenden Lebenserwartung überprüfen und gewährleisten,
dass der schrittweise Fortfall der Frühverrentungsprogramme wirklich eine Anhebung des
effektiven Rentenalters zur Folge hat. Die öffentliche Meinung könnte u.U. auch dadurch
beeinflusst werden, dass der Zeithorizont der amtlichen Projektionen erheblich verlängert
wird, damit das beim Umlagesystem gegebene Risiko, dass die Ersatzquoten, sofern nicht
weitere Maßnahmen ergriffen werden, sinken, deutlicher zu Tage tritt.

Welche Arbeitsmarktreformen sind zur Förderung des Wachstums
erforderlich?

Zur Erzielung eines stärkeren Wachstums im Kontext der zunehmenden Alterung der
Bevölkerung bedarf es vor allem erheblicher Verbesserungen in Bezug auf die Funktionsweise
der Arbeitsmärkte sowie grundlegender Reformen auf breiter Front. Überlegenswert wäre in
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diesem Zusammenhang eine Erweiterung des Spielraums für die Lohnfestlegung auf betrieb-
licher Ebene, um so eine bessere Anpassung der Tarifverträge an die Arbeitsmarktbedingun-
gen zu erreichen. Die Beschäftigungsschutzverfahren in Deutschland sind offenbar komplex
und sollten im Hinblick auf die Beschäftigungsförderung überarbeitet werden, wobei ein
ausgewogenes Verhältnis zwischen Flexibilität und Sicherheit hergestellt werden muss.
Beispielsweise könnte die Option angeboten werden, die Arbeitsverträge so zu öffnen, dass für
den Fall einer Kündigung Abfindungszahlungen im Gegenzug für einen weniger strikten
Beschäftigungsschutz spezifiziert werden.

Im Jahr 2002 trat ein neues Gesetz in Kraft, mit dem die Aktivierung der Arbeitslosen
verbessert und die Effizienz der öffentlichen Arbeitsverwaltung gesteigert werden sollte.
Mehrere der vorgesehenen Initiativen stellen Schritte in die richtige Richtung dar, sind aber
bislang noch unvollständig. Ferner setzte die Bundesregierung eine Kommission ein (Hartz-
Kommission), die Vorschläge für die Umstrukturierung der öffentlichen Arbeitsverwaltung
und für eine Arbeitsmarktreform im allgemeineren Sinne formulieren sollte. Die Vermittlungs-
aktivitäten der bestehenden öffentlichen Arbeitsverwaltung wurden für ineffizient befunden.
Als Option für eine grundlegendere Reform sollte die verstärkte privatwirtschaftliche
Erbringung von Arbeitsverwaltungsdiensten gestattet werden, wie dies in anderen OECD-
Ländern bereits gang und gäbe ist. Ferner sollte das Profiling zu einer Standardpraxis werden,
und aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sollten in erster Linie zur Erleichterung der
Stellensuche eingesetzt werden. Ferner sollte das beschäftigungsschaffende Potential der
Zeitarbeitsfirmen besser ausgeschöpft werden. Zeitliche Beschränkungen der Zeitarbeit
(Synchronisationsverbot) sollten für Zeitarbeitsfirmen abgeschafft werden. Außerdem sollte in
Erwägung gezogen werden, die Pflicht zur Angleichung der Arbeitsbedingungen und des
Arbeitsentgelts von Leiharbeitnehmern und regulären Arbeitnehmern nach dem 13. Monat der
Beschäftigung aufzuheben. Jedoch sollten Zeitarbeitsunternehmen nicht subventioniert
werden, und den öffentlichen Zeitarbeitsagenturen (PSA – PersonalServiceAgentur) sollten
keine Vorzugsbedingungen eingeräumt werden. Weitere gesetzliche Neuerungen, wie die
Geltendmachung eines rechtlichen Anspruchs auf Teilzeitbeschäftigung und die Erweiterung
der betrieblichen Mitbestimmung, müssen unter dem Gesichtspunkt ihrer Auswirkungen auf
die Arbeitskosten geprüft und erforderlichenfalls geändert werden.

Das deutsche Steuer- und Transfersystem wirkt für Niedriglohnbezieher als Negativanreiz für
die Aufnahme einer Beschäftigung. Die effektiven Steuersätze für Niedriglohnverdiener
müssen herabgesetzt, die Auflagen hinsichtlich der Stellensuche verschärft und die Anreize
zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben abgeschafft werden. Eine derartige Reform würde
u.a. die Aufstellung überprüfbarer Kriterien dafür notwendig machen, ob die Leistungs-
empfänger aktive Schritte zur Suche eines Arbeitsplatzes unternehmen, wie dies von der
Hartz-Kommission vorgeschlagen wurde. Derzeit sind die potentiellen Sanktionen nicht sehr
wirksam, da es der öffentlichen Arbeitsverwaltung obliegt, den Beweis dafür zu erbringen,
dass gegen diese Kriterien verstoßen wird. Daher sollte von den Leistungsempfängern
gefordert werden, nicht nur nachzuweisen, dass sie aktiv Arbeit suchen, sondern auch zu
belegen, weshalb sie nicht in der Lage sind, ein zumutbares Stellenangebot anzunehmen; bei
Nichteinhaltung der Regeln sollten die Leistungen entweder gekürzt oder ganz gestrichen
werden. Die Arbeitslosenhilfe sollte mit der Sozialhilfe zu einer einzigen, bedürftigkeits-
abhängigen Sozialhilfeleistung zusammengelegt werden.
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Wie sollen die nächsten Schritte in der Regulierungsreform aussehen?

Die Stärkung des Wettbewerbs und der Effizienz an den Produktmärkten kann ebenfalls zur
Verbesserung der Wachstumsergebnisse beitragen. In den vergangenen Jahren hat sich
Deutschland zu einem der Pioniere in den Bereichen Produktmarktreform und Marktöffnung
in Europa entwickelt. Die Befugnisse des Bundeskartellamts hinsichtlich der Sanktionierung
wettbewerbsrechtlicher Verstöße sind gut ausgebildet, doch besteht noch ein gewisser
Spielraum für Verbesserungen. Angesichts der zunehmenden Komplexität der wettbewerbs-
rechtlichen Klagen könnten die Ermittlungsbefugnisse des Bundeskartellamts durch eine
Erhöhung der zulässigen Bußgelder bei Nichtbeantwortung von Auskunftsersuchen verstärkt
werden. Die Effektivität der jüngst eingeführten Bonusregelung sollte sorgfältig unter die Lupe
genommen werden, um möglicherweise eine Erhöhung der Kosten bei fehlender Mitwirkung
sowie der Vorteile bei effektiver Mitwirkung in Erwägung zu ziehen. Ferner sollte geprüft
werden, ob die dem Bundeskartellamt zur Verfügung stehenden Ressourcen ausreichen, um
sowohl die Aktivitäten im Bereich der Fusionskontrolle als auch die Förderung des Wett-
bewerbs in neu deregulierten Bereichen abzudecken. Außerdem kann der Wettbewerb durch
verstärkte Privatisierungsbemühungen, auch auf der Ebene der nachgeordneten Gebiets-
körperschaften, weiter intensiviert werden.

Wie im letzten Wirtschaftsbericht dargelegt wurde, sind in den vergangenen Jahren bei der
Einführung von mehr Wettbewerb in den Netzwerkindustrien erhebliche Fortschritte erzielt
worden, was sich in Form niedrigerer Preise, qualitativ besserer Kundendienstleistungen und
einer erhöhten Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen positiv auf die Wirtschaft ausgewirkt
hat. Es bestehen aber nach wie vor große Herausforderungen:

� Im Telekommunikationssektor ist eine Reihe wettbewerbsfördernder Maßnahmen ein-
geführt worden. Dennoch bleibt eine straffe sektorspezifische Regulierung notwendig, da
der Exmonopolist die Telekommunikationsinfrastruktur noch immer beherrscht. Im Mobil-
funksektor müssen die Entwicklungen in den Bereichen gemeinsame Marktbeherrschung
(joint dominance), „Roaming“-Gebühren und Gebühren für Gespräche zwischen Fest- und
Mobilfunknetz von der Regulierungsbehörde sorgfältig überwacht werden. Allgemeiner
gesehen sollten Mittel und Wege geprüft werden, wie die Entstehung konkurrierender
Netze, z.B. Kabel-TV- und UMTS-Netz, erleichtert werden kann.

� Die Öffnung der Strom- und Gasmärkte ohne Einrichtung einer unabhängigen sektor-
spezifischen Regulierungsbehörde hatte uneinheitliche Fortschritte bei der Förderung des
Wettbewerbs zur Folge. Die Beseitigung der Zugangsschranken stellt nach wie vor eine
Herausforderung dar. In diesem Zusammenhang sind die Rahmenvereinbarungen
(Verbändevereinbarungen) ausgedehnt worden, und der Regulierungsrahmen soll mit der
Annahme eines Gesetzentwurfs zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts gestärkt
werden. Wenn jedoch die im Stromsektor noch immer bestehenden Zugangsprobleme
nicht gelöst werden können, sollte die Bundesregierung die Einrichtung einer sektor-
spezifischen Regulierungsbehörde in Erwägung ziehen. Im Gassektor konnte nur eine
begrenzte Zahl von Verbrauchern günstigere Verträge aushandeln, und bei dem Ausmaß
der Zugangsprobleme sollte die Bundesregierung ihre Entscheidung gegen die Schaffung
eines sektorspezifischen Regulierungsorgans noch einmal überdenken. Vertikal integrierte
Konglomerate sind ein Hindernis für einen diskriminierungsfreien Netzzugang. Daher
würde eine weitere Entflechtung von Energieerzeugung, -verteilung und -durchleitung über
die Trennung von Rechnungslegung und Geschäftsführung hinaus die ordnungsrechtlichen
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Herausforderungen reduzieren helfen; eine solche Strategie wird derzeit aber durch die
Tatsache behindert, dass sich ein Großteil der lokalen Versorgungsunternehmen in
öffentlicher Hand befindet.

� Im Schienenverkehr ist der Regulierungsrahmen insofern verbessert worden, als dem
Eisenbahn-Bundesamt zusätzliche Regulierungsbefugnisse zur Beseitigung technischer
Schranken zugestanden wurden, die den Netzzugang behindern. Ein Monitoring ist
notwendig, um festzustellen, ob diese Änderungen ausreichen. Es wird davon aus-
gegangen, dass die Entscheidung der zuständigen Stellen, eine Trennung zwischen Infra-
struktur und Bereitstellung von Beförderungsleistungen im Wege einer strikten organisa-
torischen Entflechtung vorzunehmen, einen allgemein diskriminierungsfreien Zugang zum
Netz sicherstellt. Im Zuge der Privatisierung der Deutschen Bahn sollte jedoch eine
Eigentumsentflechtung ins Auge gefasst werden.

� Die Liberalisierung der Postdienstleistungen ist im Vergleich zur Lage in vielen anderen
EU-Ländern relativ weit fortgeschritten. Ein Aufschub der vollständigen Marktliberali-
sierung im Postsektor bedeutet höhere Kosten für die Verbraucher und verminderte Wett-
bewerbsfähigkeit für die Unternehmen. Daher sollte die Aufhebung der Monopolrechte der
Deutschen Post AG beschleunigt werden. Außerdem sollte die Privatisierung der
Deutschen Post abgeschlossen werden, um Interessenkonflikte zwischen Eigentum und
Regulierung auszuschließen.

Es ist noch immer Spielraum für eine Verschärfung des Wettbewerbs im Einzelhandel
vorhanden. Während die gesetzlichen Bestimmungen über die Beschränkung von Rabatten
und Sonderangeboten 2001 aufgehoben wurden, waren die Auswirkungen dieser Reform
bescheidener als zunächst angenommen; so ist eine Reihe einschlägiger Bestimmungen noch
immer in Kraft. Um in dieser Situation Abhilfe zu schaffen, sollte das Verbot zeitlich
begrenzter Preisnachlässe außerhalb der offiziellen Schlussverkäufe aufgehoben werden.
Ferner sollte auch die derzeitige Bestimmung überdacht werden, die die Festlegung von nicht
kostendeckenden Preisen untersagt. Ergänzt werden sollten diese Maßnahmen durch eine
weitere Deregulierung der Ladenöffnungszeiten, wie bereits in vorangegangenen Wirtschafts-
berichten hervorgehoben worden war. Indem sie den Verbrauchern mehr Auswahlmöglich-
keiten bieten, könnten diese Reformen zur Verbesserung des allgemeinen Konsumklimas in
Deutschland beitragen.

Welche Fortschritte wurden im Bereich der Finanzmarktreform erzielt?

Die weltweiten Turbulenzen an den zunehmend integrierten Finanzmärkten haben die
Bedeutung eines soliden Regulierungsrahmens in diesem Bereich verstärkt. Die Integration der
Finanzmarktaufsicht bietet einen kohärenteren Rahmen für die Überwachung von Institutionen
und Produkten in sämtlichen Finanzsektoren und fördert die internationale Zusammenarbeit in
diesem Bereich. Die Bundesregierung sollte dafür sorgen, dass alle Vorteile einer integrierten
Finanzaufsicht voll zum Tragen kommen. Die jüngste Schaffung eines rechtlichen Rahmens
für Übernahmen, der strenge Informationspflichten und zeitliche Auflagen vorsieht, stellt eine
Verbesserung gegenüber dem früheren, auf Freiwilligkeit basierenden Ansatz dar und erhöht
außerdem den Schutz der Minderheitsaktionäre. Dieser Rahmen kann durch Sicherstellung
einer strengen Neutralitätspflicht seitens des Managements weiter perfektioniert werden.
Ferner sollte eine Lockerung gewisser Informationspflichten in Bezug auf künftige Unter
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nehmenspläne in Erwägung gezogen werden, wenn diese Auflagen mit wirtschaftlichen Kosten
verbunden sind. Die Corporate Governance wird durch das Vierte Finanzmarktförderungs-
gesetz verstärkt werden. Neue Bestimmungen für den Wertpapierhandel erhöhen den Anleger-
schutz mit Hilfe verbesserter Mittel zur Aufdeckung und Verhinderung von Marktmanipula-
tion. Dazu gehört auch die Verpflichtung für Geschäftsführung und Aufsichtsrat der betreffen-
den Unternehmen, alle Aktiengeschäfte unverzüglich zu melden. Eine derartige Meldepflicht
sollte auf Aktienoptionen und Belegschaftsaktienprogramme ausgedehnt werden.

Welche Fragen sind im Zusammenhang mit der nachhaltigen
Entwicklung besonders wichtig?

Nachhaltigkeit ist für eine langfristige ökonomische, soziale und ökologische Entwicklung von
entscheidender Bedeutung. Diesem Thema wird in Deutschland über den Mechanismus der
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie beträchtliche Aufmerksamkeit gewidmet. Es werden
erhebliche Ressourcen für Maßnahmen bereitgestellt, die auf eine Verbesserung der Umwelt-
bedingungen und auf Risikovorbeugung abzielen. Im vergangenen Jahrzehnt konnten Luft-
verschmutzung und Treibhausgasemissionen erheblich reduziert werden, was zu Verbesserun-
gen von Gesundheit und Umweltqualität geführt hat, doch könnten die Kosten für weitere
Verbesserungen je nach den eingesetzten Instrumenten fortan steigen. Die Bekämpfung der
Luftverschmutzung aus Punktquellen mit auflagenpolitischen Instrumenten (command and
control) dürfte die Kosten im Verhältnis zum Nutzen erhöhen. Vor diesem Hintergrund sollten
weitere Anpassungen an die Externalitäten der Fahrzeug- und Kraftstoffsteuern (sowohl im
Verkehrs- als auch im stromproduzierenden Sektor) vorgenommen werden, um ein kosten-
effizientes Vorgehen zu gewährleisten. Alle Initiativen dieser Art müssen wie bei der ökologi-
schen Steuerreform aufkommensneutral sein. Eine Expansion der Straßenbenutzungsgebühren
könnte ebenfalls zu einer Reduzierung örtlich begrenzter Umweltprobleme beitragen. Im
Idealfall sollten die Umweltschutzkosten gleichmäßig auf die Sektoren verteilt und gegen die
Nutzeffekte aufgerechnet werden. Beim Abfallmanagement ist die Abfallerzeugung reduziert
worden, doch bereitet die Herstellung eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen Kosten und
Nutzen noch immer Sorgen. Die Bundesregierung hat ehrgeizige, willkürliche Ziele aufgestellt
und die Verantwortung für deren Umsetzung den Herstellern und Einzelhändlern übertragen.
Die Kosten sind aber hoch und ein einziges Unternehmen beherrscht den Recyclingmarkt. Die
von der Bundesregierung eingegangene Verpflichtung, die Kosten zu überprüfen und den Wett-
bewerb im Bereich des Recycling zu verbessern, ist zu begrüßen, doch muss immer noch sicher-
gestellt werden, dass preisorientierte Mechanismen zu einem besseren Kosten-Nutzen-Verhältnis
führen. Das würde gewährleisten, dass die von Herstellern und Verbrauchern gezahlten Ver-
packungsteuern die Gesamtkosten des privaten Sektors und die Umweltexternalitäten anderer
Methoden der Abfallbeseitigung nicht überschreiten. In der Tat muss sowohl in der Luft- als
auch der Abfallpolitik gewährleistet werden, dass die durch sie verursachten gesellschaftlichen
Kosten in einem besseren Verhältnis zu den gesellschaftlichen Nutzeffekten stehen.

Weitere Informationen

Weitere Informationen sind erhältlich von
Eckhard Wurzel, Tel.: (33-1) 45 24 87 46 (E-Mail: Eckhard.Wurzel@oecd.org) sowie
Jens Høj, Tel.: (33-1) 45 24 90 80, (E-Mail: Jens-Christian.Høj@oecd.org).



OECD-WIRTSCHAFTSBERICHTE: DEUTSCHLAND 2002 ÜBERSICHT

 © OECD, 2003 12

Literaturhinweise

� OECD-Wirtschaftsberichte: In den Wirtschaftsberichten wird die Wirtschaft der
Mitgliedsländer sowie gelegentlich auch einiger ausgewählter Nichtmitglieder untersucht.
Jedes Jahr werden ungefähr 18 Wirtschaftsberichte veröffentlicht. Sie sind einzeln oder im
Abonnement erhältlich. Weitere Informationen sind der Rubrik Periodicals des OECD
Online Bookshops unter www.oecd.org/bookshop zu entnehmen.

� Zusatzinformationen: Weitere Informationen über die Arbeit der OECD-Hauptabteilung
Wirtschaft, einschließlich Informationen über sonstige Veröffentlichungen, Zahlenmaterial
und Arbeitsdokumente zum Herunterladen sind auf der Website der Abteilung unter
www.oecd.org/eco erhältlich.

� Wirtschaftsausblick Nr. 71, Juni 2002. Weitere Informationen über diese Veröffent-
lichung finden sich auf der Website der OECD unter www.oecd.org/eco/Economic_Outlook. 
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